
Bundessozialgericht

— 41 RA 52/77 -

Verkündet am
14„ September 4978

I m N a m e n d e e V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigtez„.......„...............„.‚„„°„<

g e g e n

now.-....oooooooo ooooooooooo .....oooooooooooooooooooo«

Beklagte und Revisionsbeklagtew

Der 11„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung am 44. September 4978 in

Berlin für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile

des Landessozialgerichts für das Land Nordrheinn

Westfalen vom 40. März 1977 und des Sozialgerichts

Detmold vom 7„ Oktober 1976 sowie die Bescheide

der Beklagten vom 27. Februar und 21. Juli 1975

aufgehoben.

Die Beklagte wird verurteilt, den Antrag des Klägers

auf Beihilfe zu den Kosten für Zahnersatz unter Be-

achtung der Rechtsauffassung des Senats neu zu be—

scheiden°

Die Beklagte hat die außergerichtlichen Kosten des

Klägers im Rechtsstreit zu erstatten„
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Die Beteiligten streiten über eine Beihilfe zu Zahnersatz—

kostent Der Kläger ist selbständiger Fotografenmeister. Er

ist bei der Beklagten angestelltenversichert und privat

krankenversichert. Seine zahnärztliche Behandlung begann am
18. Oktober 1974 und endete mit der Eingliederung des Zahn—

ersatzes am 200 Dezember 19740 Der durch die private Kranken-

versicherung nicht gedeckte Teil der Kosten betrug rd.

L„°OG »» DM.

Den Antrag des Klägers auf Gewährung einer Beihilfe zum
Zahnersatz vom 15. Januar 1975, bei der Beklagten eingegangen

am 28. Januar 1975. lehnte die Beklagte mit der Begründung

ab, daß sie ihre Richtlinien vom 19. November 1965 über die

Gewährung von Beihilfen zu den Kosten für Zahnersatz für

Angestellte. die nicht zugleich der gesetzlichen Kranken-

versicherung angehören (veröffentlicht in der Zeitschrift

"Die Angestelltenversicherung" — DAngVers - 1964, S. 25), mit
Wirkung zum 1. Januar 1975 aufgehoben habe (Bescheid vom

27. Februar 1975, Widerspruchsbescheid vom 21. Juli 1975).

Klage und die vom Sozialgericht (SG) zugelassene Berufung

blieben erfolglos (Urteil des SG Detmold vom 7. Oktober 1976,
Urteil des Landessozialgerichts -LSG«für das Land

Nordrhein—Westfalen vom 10. März 1977). Das LSG hat zur
Begründung seiner Entscheidung ausgeführt: Die Aufhebung

der Richtlinien sei gerechtfertigt gewesen, weil das
Rehabilitations—Angleichungsgesetz (RehaAnglG) mit Wirkung
zum 1. Oktober 1974 in der gesetzlichen Krankenversicherung

Pflichtleistungen für Zahnersatzkosten begründet habe. Wenn

die Beklagte ihre Richtlinien für Nichtmitglieder gesetz—

licher Krankenkassen aufrechterhalten hätte, so würde sie
für diesen Personenkreis die Funktion einer beitragsfreien

Krankenversicherung übernehmen, was nicht ihre Aufgabe sei.
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Der im November 4974 in der DAngVers (S. 450) veröffentlichte

Aufhebungsbeschluß habe zur Folge, daß Anträge nur noch bis

zum 31„ Dezember 1974 gestellt werden konnten. Das verstoße

nicht gegen die Grundsätze von Rechtssicherheit und Ver—

trauensschutz° Nach den Richtlinien habe der Antrag zwar bis

drei Monate nach der Eingliederung des Zahnersatzes, aber

auch schon vor der Behandlung und während der Eingliederung

gestellt werden können„ Es sei nicht erforderlich gewesen,

dem Antrag die Rechnung des Zahnarztes beizufügen. Deshalb

sei es unerheblich9 daß der Zahnarzt erst unter dem 3‚ Januar

1975 Rechnung erteilt habe° Die nach der Veröffentlichung

des Aufhebungsbeschlusses in jedem Falle für die Antragstel—

lung verbleibende Mindestzeit von gut einem Monat habe zum

Vertrauensschutz ausgereicht„ Ein Anspruch auf Beihilfe ge—

mäß ä5 459 14 des Augestelltenversicherungsgesetzes (AVG)
komme nicht in Betracht. Es läge kein Anhalt dafür vor, daß

der Zahnersatz zur Besserung oder Wiederherstellung der Er—

werbsfähigkeit des Klägers erforderlich gewesen sei'

Mit der vom LSG zugelassenen Revision beantragt der

Kläger,

die Urteile der Vorinstanzen und den Bescheid

der Beklagten aufzuheben und diese zu ver—
urteilen, eine Beihilfe zu den Zahnersatzkosten

nach Maßgabe der bis zum 51. Dezember 1974 gel—

tenden Richtlinien zu gewähren und einen ent—

sprechenden Bescheid zu erteilen„

Der Kläger meint, das angefochtene Urteil verstoße gegen

das Gebot des Vertrauensschutzes. Der Versicherte müsse bei

Beginn und Durchführung der meist sehr kostspieligen Zahn»

ersatzbehandlung in seinen finanziellen Dispositionen von

der bestehenden Beihilferegelung ausgehen dürfen. Das Ver—

öffentlichungsblatt (DAngVers) sei den Versicherten nicht

sofort zugänglich, so daß diese in der Regel erst verspätet

von dem Aufhebungsbeschluß Kenntnis erhalten hätten.
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Die Beklagte beantragt

Zurückweisung der Revision.

II

Die Revision des Klägers ist begründet.

Da die Voraussetzungen der 55 43, 14 AVG nicht erfüllt sind,

ist allein zu prüfen, ob die Beklagte zu Recht in ihrem Be—

scheid eine Beihilfe als zusätzliche Leistung iS des 5 84

AVG (= 5 4505 der Reichsversicherungsordnung — RVG —) versagt

hat. Nach dieser Vorschrift kann der Versicherungsträger

Mittel aufwenden9 um zu den in der Vorschrift genannten

Zwecken im Gesetz sonst nicht vorgesehene Maßnahmen durchzu—
führen. Hierzu hatten die von der Beklagten aufgehobenen

Richtlinien (in ihrem Teil I) gedient.

Die Revision meint zu Unrecht, die mit dem RehaAnglG erfolgte
Ausgestaltung der zahnmedizinischen Rehabilitation als Regel—

leistung der gesetzlichen Krankenversicherung habe die Be-

klagte nur berechtigt, entsprechende Leistungen für die Mit-

glieder der gesetzlichen Krankenversicherung einzustellen.

5 84 AVG besagt nichts darüber, unter welchen Umständen die

Beklagte allgemein zur Einführung oder Beibehaltung von Lei—

stungen an Versicherte verpflichtet wäre. Infolgedessen steht

die Einführung wie aber auch die Einstellung grundsätzlich

in ihrem (freiem) Ermessen. Der Versicherte hat keinen An—

spruch darauf, daß sich die Beklagte hierbei in bestimmter

Weise festlegt (SozR Nr 2 zu 5 9 GAL 1965). Die Beklagte
muß deshalb auch nicht im Rechtsstreit dem einzelnen Ver—

sicherten gegenüber die (allgemeine) Einstellung von leistun—

gen rechtfertigen. Selbst wenn man hier zur Vermeidung von

Willkür Grenzen ziehen müßte, liegt auf der Hand, daß die

Aufhebung der Richtlinien nicht von Willkür bestimmt gewesen
ist.
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Das besagt freilich nicht, daß dem einzelnen Versicherten

im Rahmen des 5 84 AVG überhaupt keine Rechte zustünden. An—

erkannt ist vielmehr, daß während der Geltung von Richt—

'linien über zusätzliche Leistungen der Versicherte eine Gleich-

behandlung mit anderen Versicherten verlangen kann (SozR

Nr 1 zu 5 4507 RVO; SozR Nr 1 zu S 7 GAL 4965)° Darüber
hinaus fordert das Rechtsstaatsprinzip, daß der Versicherungs—

träger bei einer allgemeinen Einstellung von Leistungen eine

angemessene Übergangsregelung trifft, wenn die Wahrung des

Vertrauensschutzes gegenüber den Versicherten eine solche

gebietet.

Die Beklagte hat zwar eine Übergangsregelung insofern ge—
troffen, als sie das Außerkrafttreten ihrer Richtlinien auf

den 4. Januar 4975 hinausgeschoben hat, Auch hat sie danach

noch die zuvor eingegangenen Anträge erledigt. Das kann groß—

zügig erscheinen, wenn die zahnärztliche Behandlung über—

haupt erst in den Monaten November und Dezember 1974 begonnen

hatte. Andererseits wird jedoch in Fällen wie den vorliegenden

der erforderliche Vertrauensschutz versagt,

Der Kläger hatte seine zahnärztliche Behandlung im Oktober

1974 begonnen, als der Beschluß über die Aufhebung der Richt—

linien noch nicht veröffentlicht war. Zu diesem Zeitpunkt

durfte er davon ausgehen, daß er den Antrag auf Beihilfe ge—

mäß Teil I Buchst E der Richtlinien bis zu drei Monaten nach

Eingliederung des Zahnersatzes stellen konnte. Es ist kein

Grund ersichtlich, der es rechtfertigen könnte, dieses Ver—

trauen zu enttäuschen. Insbesondere läßt sich nicht anführen,

daß es sich hier um einen Fall einer unechten Rückwirkung

handelt, weil - bei im übrigen abgeschlossenen Sachverhalt —
der für die Gewährung der Beihilfe erforderliche Antrag

beim Außerkrafttreten der Richtlinien noch nicht vorlag.

Wenn Ermessensrichtlinien veröffentlicht sind, damit der

Bürger sich auf sie einstellen kann, dann sind bei einer
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Änderung auch in Fällen der unechten Rückwirkung die Grund—

sätze über den Vertrauensschutz zu beachten (vgl BVerwGE

46. 89)@

Dabei kommt es entgegen der Ansicht des LSG nicht darauf an,

daß der Kläger den Antrag früher9 jedenfalls noch rechtzeitig

bis zum 34„ Dezember 4974 hätte stellen können. Wenn die

Richtlinien die Antragstellung bis drei Monate nach Einglie—

derung des Zahnersatzes zugelassen hatten‚ dann ist ein Ver—

trauen hierauf schutzwürdig$ auch wenn im Einzelfall eine

kürzere Frist ausgereicht hätte.

Damit soll nicht ausgeschlossen werden9 daß die Beklagte in
Übergangsregelungen auch vorher zugestandene Fristen ver»

kürzen kann. Die Dreimonatsfrist war jedoch eine verhältnis-

mäßig kurze Frist° Die Beklagte hat selbst eingeräumt, daß

die Veröffentlichung im Novemberheft der DAngVers erst in

der zweiten Novemberhälfte zugänglich wurde° Sie durfte nicht

erwarten, daß noch im November die Mehrzahl der interessier—

ten Versicherten von der Aufhebung erfahren würde. Selbst

die Anfügung eines weiteren Monats (Dezember) gewährleistete

noch keine hinreichende Kenntnis des Aufhebungsbeschlusses

im Versichertenkreis rechtzeitig vor dem Aufhebungstermin.

Die Beklagte mußte bedenken, daß die Versicherten und

ihre Zahnärzte sich auf eine langjährige Verwaltungspraxis

eingestellt hatten und daß dem Antrag nach den Bestimmungen

in den Richtlinien mehrere Unterlagen beizufügen waren.
Unter diesen Umständen reichte es nicht aus, daß dem Kläger

nach der Eingliederung des Zahnersatzes (20. Dezember 1974)

nicht wie in den Richtlinien vorgesehen drei Monate, sondern

lediglich noch 41 Tage verblieben.

Aus diesen Gründen können die Bescheide der Beklagten keinen

Bestand haben. Die Beklagte muß den Kläger vielmehr erneut
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bescheiden und dabei die Rechtsauffassung des Senats beach-

ten; sie muß also den Beihilfeantrag des Klägers noch nach

ihren zum 4. Januar 4975 aufgehobenen Richtlinien erledigen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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